Geschiftsordnung

fiir den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ausschiisse nach
besonderen Rechtsvorschriften der Stadt Norderney.

Gemil § 69 des Niedersidchsischen Kommunalverfassungsgesetztes (NKomVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Dez. 2010 (Nds. GVBI. S. 576) hat der Rat der Stadt Nor-
derney am 03.11.2026 folgende Geschéftsordnung des Rates der Stadt Norderney beschlos-
sen:

I. Abschnitt - Rat

§1

Einberufung des Rates

1. Die Ladungsfrist fiir Sitzungen des Rates betrigt eine Woche. In Eilfillen kann die
Ladungsfrist auf einen Tag verkiirzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle ausdriick-
lich auf die Abkiirzung der Ladungsfrist hinweisen. Die Frist gilt als gewahrt, wenn die
Ladungen in Eilfillen zwei Tage und im Ubrigen acht Tage vor der Sitzung elektronisch
versandt oder den Ratsmitgliedern ausgehindigt worden sind. Bei Zustellung {iber das
Ratsportal ist der Zeitpunkt der Bereitstellung auf dem Server des Ratsportals relevant.
Bei der Aufstellung der Tagesordnung ist § 4 zu beachten. Jeder Beratungsgegenstand
muss konkret bezeichnet werden und soll in der Regel durch eine Vorlage vorbereitet sein.

2. Die Ratsmitglieder werden grundsétzlich elektronisch {iber das Ratsportal unter Mitteilung
der Tagesordnung eingeladen. Die Ratsmitglieder erhalten per E-Mail einen Hinweis auf
die Einstellung in das Ratsportal. Die Ratsfrauen und Ratsherren sind verpflichtet, Ande-
rungen ihrer Anschrift, Telefonverbindung oder E-Mail-Adresse umgehend der Biirger-
meisterin / dem Biirgermeister mitzuteilen. Die Ladung, Tagesordnung und Vorlagen fiir
die Sitzungen werden den Ratsmitgliedern {iber das Ratsportal zur Verfiigung gestellt.

3. Die Sitzungen des Rates werden friihzeitig im Ratsportal der Stadt Norderney bekanntge-
macht. Als frithzeitig gilt die Bekanntmachung einen Monat vor dem jeweiligen Sitzungs-
termin.

§2
Offentlichkeit der Sitzungen

1. Die Sitzungen des Rates sind 6ffentlich, soweit nicht das 6ffentliche Wohl oder berechtig-
te Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern. Uber einen Antrag
auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtdffentlicher Sitzung beraten und entschie-
den; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann {iber den Ausschluss der Offentlich-
keit in 6ffentlicher Sitzung entschieden werden.

2. An offentlichen Sitzungen des Rates konnen Zuhorerinnen und Zuhorer nach MalB3gabe
der vorhandenen Pldtze teilnehmen; Pressevertreterinnen und Pressevertretern sind be-
sondere Plitze zuzuweisen.



3. Zuhorerinnen und Zuhorer sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an
den Beratungen zu beteiligen. Sie diirfen die Beratungen nicht stéren, insbesondere keine
Zeichen des Beifalls oder des Missfallens geben. Zuhorerinnen und Zuhorerkonnen von
der/dem Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwiesen werden.

§3

Vorsitz und Vertretung

1. Die/der Ratsvorsitzende hat die Sitzungen unparteiisch zu leiten. Sie/er ruft die Tagesord-
nungspunkte auf und stellt sie zur Beratung. Will die/der Ratsvorsitzende zu einem Bera-
tungsgegenstand selbst Stellung nehmen, so soll sie/er den Vorsitz fiir die Dauer der Be-
ratung und Beschlussfassung abgeben.

2. Uber die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter der/des Ratsvorsitzenden und iiber die
Reihenfolge der Vertretung beschlie3t der Rat in seiner ersten Sitzung.

3. Sind die / der Ratsvorsitzende und ihr/e oder sein/e Vertreter/in/nen und Vertreter verhin-
dert, so wahlt der Rat unter dem Vorsitz des dltesten anwesenden hierzu bereiten Rats-
mitgliedes fiir die Dauer der Verhinderung, ldngstens fiir die Dauer der Sitzung eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden aus seiner Mitte.

§4

Sitzungsverlauf
Der regelméBige Sitzungsablauf ist folgender:

a) Eroffnung der Sitzung,

b) Feststellung der ordnungsgeméfBen Ladung und Beschlussfahigkeit,

c) Feststellung der Tagesordnung,

d) Genehmigung der Niederschrift liber die vorhergegangene Sitzung,

e) Bericht der Biirgermeisterin/des Biirgermeisters iiber wichtige Angelegenheiten,

f) Bericht des Biirgermeisters iiber den Ausfiithrungsstand von Ratsbeschliissen,

g) Beratung und Beschlussfassung iiber die in der Tagesordnung bezeichneten
Verhandlungsgegenstinde, dazu jeweils Bericht iiber die Empfehlungen der
Ratsausschiisse und des Verwaltungsausschusses,

h) Anfragen und Anregungen,

1) Einwohnerfragestunde,

J)  SchlieBung der Sitzung.

Nichtoffentliche Sitzungen kdnnen vor oder nach der 6ffentlichen Sitzung stattfinden. Fiir sie
gilt der gleiche Verlauf mit Ausnahme der Buchstaben e) und 1).

§5

Sachantrage

1. Antrdge von Ratsmitgliedern zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in
die Tagesordnung sind schriftlich oder elektronisch an die Biirgermeisterin/den Biirger-
meister zu richten. Antridge, die nicht mindestens 10 Tage vor der Ratssitzung eingegan-



gen sind, werden als Dringlichkeitsantrige gemal3 § 6 dieser Geschéftsordnung behandelt,
wenn sie als solche bezeichnet sind. § 7 bleibt unberiihrt.

2. Der Rat entscheidet dariiber, welchem Ausschuss die Antrdge zur Vorbereitung iiberwie-
sen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Eingang eines Antrages keine
Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsausschuss anstelle des Rates iiber die Aus-
schussiiberweisung. Hiervon ist dem Rat in der folgenden Sitzung Kenntnis zu geben.

3. Die/der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass miindlich gestellte Antrige zu Gegenstén-
den, die auf der Tagesordnung stehen, bis zur Abstimmung schriftlich vorgelegt werden.

4. Antrige auf Aufhebung oder Anderung von Beschliissen friiherer Sitzungen diirfen in die
Tagesordnung nur aufgenommen werden, wenn der Verwaltungsausschuss einen entspre-
chenden Beschluss empfohlen hat oder die Beschlussfassung des Rates mehr als sechs
Monate zuriickliegt. Dies gilt nicht, wenn sich die Sach- und die Rechtslage wesentlich
verdndert hat.

§6

Dringlichkeitsantrige

Dringlichkeitsantrige miissen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein. Der Rat be-
schlieft liber die Dringlichkeit eines Antrages mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner
gesetzlichen Mitgliederzahl. Eine Aussprache iiber die Dringlichkeit darf sich nicht mit dem
Inhalt, sondern nur mit der Priifung der Dringlichkeit befassen.

Soll iiber den Antrag in der Sache noch in der laufenden Sitzung des Rates beschlossen wer-
den, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nach § 21 Abs. 2 zu
unterbrechen.

§7

Anderungsantrige

Zu jedem Punkt der Tagesordnung konnen bis zur Abstimmung schriftlich oder miindlich
Anderungsantrage gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenommen, so gilt der ver-
anderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

§8

Antrage zur Geschiftsordnung

1. Jedes Ratsmitglied kann wihrend der Sitzung Antrdge zur Geschéftsordnung stellen.
Hierzu gehoren insbesondere Antridge auf

a) Nichtbefassung,

b) Schluss der Debatte und SchlieBen der Rednerliste; diese Antrdge konnen nur von
Ratsmitgliedern gestellt werden, die zu dem Punkt nicht zur Sache gesprochen haben,

c) Vertagung,

d) Ubergang zur Tagesordnung,

e) Verweisung an einen Ausschuss,

f) Unterbrechung der Sitzung,

g) nichtoffentliche Beratung einer Angelegenheit.



2. Auf einen Antrag zur Geschiftsordnung erteilt die/der Ratsvorsitzende zuerst der Antrag-
stellerin/dem Antragsteller das Wort zur Begriindung und gibt je einem Ratsmitglied der
Fraktionen oder Gruppen sowie den nicht einer Fraktion oder Gruppe angehorenden
Ratsmitgliedern Gelegenheit zur Stellungnahme. Sie/Er ldsst darauf liber den Antrag
durch den Rat abstimmen.

§9

Zuriickziehen von Antrigen und Beschlussvorlagen

Antrage konnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin/dem Antragsteller jederzeit zu-
rickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fiir die Biirgermeisterin oder
den Biirgermeister.

§10
Beratung und Redeordnung

1. FEin Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der/dem Ratsvorsitzenden das Wort
erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur mit Zu-
stimmung der/des Sprechenden zuléssig.

2. Wird das Wort gewiinscht, muss sich das Ratsmitglied durch Erheben der Hand bemerk-
bar machen.

3. Die/der Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen, indem
sie/er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Wird das Wort gleichzeitig von mehreren
Ratsmitgliedern gewiinscht, entscheidet die/der Ratsvorsitzende liber die Reihenfolge.
Bei Wortmeldungen “zur Geschéftsordnung® ist das Wort auBlerhalb der Reihenfolge zu
erteilen, sobald die jeweilige Rednerin/der jeweilige Redner ihre/seine Ausfiithrungen
beendet hat.

4. Die/der Ratsvorsitzende kann zur Wahrnehmung der ihr/ihm nach § 63 NKomVG oblie-
genden Befugnisse jederzeit das Wort nehmen.

5. Die Biirgermeisterin/der Biirgermeister ist auf ihr/sein Verlangen zum Gegenstand der
Verhandlung zu horen. Die/der Vorsitzende muss ihr/ihm zur tatsdchlichen oder rechtli-
chen Klarstellung des Sachverhalts auch auflerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen
das Wort erteilen.

6. Die Redezeit betrdgt grundsitzlich bis zu 5 Minuten, fiir die Begriindung eines schriftli-
chen Antrages bis zu 10 Minuten. Die/ Der Ratsvorsitzende kann die Redezeit verldngern.
Bei Widerspruch beschlief3t der Rat iiber die Verldngerung der Redezeit.

7. Jedes Ratsmitglied darf grundsétzlich zu einem Antrag nur einmal sprechen; ausgenom-
men sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers unmittelbar vor der Ab-
stimmung,
b) die Richtigstellung offenbarer Missverstdndnisse,



¢) Antridge und Anfragen zur Kldrung von Zweifelsfragen,
d) Antrdage und Einwendungen zur Geschiftsordnung,
e) Wortmeldungen der Biirgermeisterin/des Biirgermeisters.

8. Die/der Ratsvorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied mehr als ein-
mal zu einer Sache sprechen darf. Bei Widerspruch entscheidet der Rat.

9. Waihrend der Aussprache iiber einen Punkt der Tagesordnung sind nur folgende Antrage
zuléssig:

a) Antrage zur Geschéftsordnung,

b) Anderungsantriige,

¢) Zuriickziehung von Antrédgen,

d) Anhorung anwesender Sachverstindiger oder anwesender Einwohner/innen.

§ 11
Anhorungen

BeschlieBt der Rat, anwesende Sachverstindige oder anwesende Einwohnerinnen und Ein-
wohner zum Gegenstand der Beratung zu horen (§ 62 Abs. 2 NKomVG), so gilt § 10 Abs. 6
dieser Geschiftsordnung entsprechend. Der Beschluss bedarf der Mehrheit von drei Vierteln
der anwesenden Ratsmitglieder. Eine Diskussion mit Einwohnerinnen und Einwohnern findet
nicht statt.

§12
Personliche Erkliarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erkldrung zu Wort gemeldet hat, ist das
Wort zu erteilen. Das Ratsmitglied darf in der personlichen Erkldrung nur Angriffe zuriick-
weisen, die in der Aussprache gegen das Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausfiih-
rungen berichtigen. Hierzu darf es nicht linger als 3 Minuten sprechen.

§13
Verstofle

1. Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von der/dem Ratsvorsitzenden sofort zu
rugen.

2. Verstofit ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschéftsordnung, so kann die/
der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,,zur Ordnung®, falls es
vom Beratungsgegenstand abschweift, ,,zur Sache® rufen. Folgt das Ratsmitglied dieser
Ermahnung nicht, so kann die/der Ratsvorsitzende ihm nach nochmaliger Verwarnung
das Wort entziehen. Ist einem Ratsmitglied das Wort entzogen, so darf es zu diesem
Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen. § 10 Abs. 5 bleibt unbertihrt.

3. Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der/dem Ratsvorsitzenden nicht,
sie wieder herzustellen, so kann sie/er die Sitzung unterbrechen; sie/er kann die Sitzung
nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen vorzeitig schlief3en.



§14
Abstimmung

1. Der Beratung folgt in der Regel die Abstimmung. Antrage sollen vor der Abstimmung im
Wortlaut verlesen werden. Die/der Ratsvorsitzende entscheidet iiber die Reihenfolge der
Abstimmung. Uber einen weitergehenden Antrag ist zuerst abzustimmen. Im Zweifel ent-
scheidet der Rat mehrheitlich, welches der weitergehende Antrag ist. Antrige zur Ge-
schiftsordnung haben Vorrang.

2. Abgestimmt wird grundsétzlich durch Erheben der Hand. Der/dem Ratsvorsitzenden
bleibt es iiberlassen, eine Auszdhlung der Stimmen vorzunehmen und das genaue
Stimmenverhiltnis zu ermitteln. Die Auszédhlung muss erfolgen, wenn der Rat dies vor
der Abstimmung beschlief3t.

3. Die/der Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschliisse mit der Mehr-
heit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthaltung und ungiiltige Stim-
men zdhlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses nicht mit.

4. Grundséatzlich wird offen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Drittel der an-
wesenden Ratsmitglieder ist namentlich abzustimmen und das Ergebnis in der Nieder-
schrift zu vermerken. Dies gilt nicht fiir die Abstimmung liber Geschéftsordnungsantrige.

5. Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung wird mit Mehrheit beschlossen; die geheime
Abstimmung hat Vorrang vor namentlicher Abstimmung. Das Ergebnis einer geheimen
Abstimmung wird durch zwei von der/dem Ratsvorsitzenden zu bestimmenden Ratsmit-
glieder festgestellt und der/dem Ratsvorsitzenden mitgeteilt, die/der es bekannt gibt.

§15
Wahlen

Fiir die Stimmenauszihlung bei Wahlen gilt § 14 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§ 16
Anfragen

1. Jedes Ratsmitglied kann Anfragen, die stadtbezogene Angelegenheiten betreffen, stellen.
Wenn diese nach § 4 h) in der Ratssitzung beantwortet werden sollen, miissen sie zehn
Tage vor der Ratssitzung bei der Biirgermeisterin / dem Biirgermeister schriftlich einge-
reicht sein. Die Anfragen werden von der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister miindlich
beantwortet. Eine Aussprache {iber die Beantwortung der Anfragen findet nicht statt. Eine
Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Fragestellers ist zuldssig. Die/der Ratsvorsitzende
kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten werden in
die Niederschrift aufgenommen. Ist die Antwort nicht schriftlich oder elektronisch vorbe-
reitet, so wird ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen. Das gleiche gilt fiir Zusatzfragen.



§17
Einwohnerfragestunde

Am Ende einer 6ffentlichen Ratssitzung findet eine Einwohnerfragestunde statt. Die Ein-
wohnerfragestunde kann im Einzelfall zu bestimmten Tagesordnungspunkten vor oder
nach Erorterung dieses Tagesordnungspunktes erfolgen. Der Rat entscheidet iiber die Zu-
lassung einer Einwohnerfragestunde zu einzelnen Tagesordnungspunkten mit einfacher
Mehrheit. Die Fragestunde wird von der/dem Ratsvorsitzenden geleitet.

Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Stadt kann Fragen zu Beratungsgegenstinden
der Ratssitzung und zu anderen Angelegenheiten der Stadt stellen. Die Fragestellerin oder
der Fragesteller kann bis zu zwei Zusatzfragen anschliefen, die sich auf den Gegenstand
ihrer oder seiner ersten Frage beziehen miissen.

Die Fragen werden von der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister beantwortet. Anfragen an
einzelne Ratsmitglieder, Fraktionen oder Gruppen werden von diesen selbst beantwortet.
Eine Diskussion findet nicht statt.

§18
Niederschrift

Die Biirgermeisterin/der Biirgermeister ist flir die Niederschrift verantwortlich. Sie/er
bestimmt die Protokollfiihrerin oder den Protokollfiihrer. Zur Anfertigung der Nieder-
schrift kann die Beratung akustisch aufgezeichnet werden. Das Tonband ist nach Ge-
nehmigung der Niederschrift zu 16schen.

Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein
Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und
wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche Gegensténde
verhandelt, welche wesentlichen Argumente besprochen, welche Beschliisse gefasst und
welche Wahlen angenommen worden sind. Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhal-
ten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abge-
stimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe.

Eine Ausfertigung der Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern innerhalb von zwanzig
Arbeitstagen nach jeder Ratssitzung zu iibersenden. Einwendungen gegen die Nieder-
schrift diirfen sich nur gegen die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs
und des Inhalts der Beschliisse richten. Der Rat beschlie3t in seiner ndchsten Sitzung
iiber die Genehmigung des Protokolls. Werden gegen die Fassung der Niederschrift
Einwendungen erhoben, die sich nicht durch Erkldrungen der Protokollfiihrerin/des Pro-
tokollfiihrers oder der Biirgermeisterin/des Biirgermeisters beheben lassen, so entschei-
det der Rat.

Die Niederschriften sind, soweit sie vertrauliche Gegenstinde zum Inhalt haben, ver-
traulich zu behandeln und zu verwahren.

Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf der
Wahlperiode beschlieft der Verwaltungsausschuss.

Die Aufzeichnung darf mittels Software automatisiert in Text iibertragen und



zusammengefasst werden. Die Verarbeitung erfolgt ausschlieBlich zum Zweck

der Protokollerstellung. Aufzeichnung und Transkript diirfen nur von den mit der
Protokollfithrung betrauten Beschiftigten angehort oder eingesehen werden.

Das Transkript ist Arbeitsmittel der Protokollfiihrung und nicht Bestandteil des Proto-
kolls; es ist mit der Aufzeichnung zu 16schen.

Der automatisiert erstellte Entwurf wird vor der Fertigstellung des Protokolls durch die
Protokollfiihrung inhaltlich gepriift und freigegeben. Auf die Aufzeichnung und die au-
tomatisierte Verarbeitung wird in der Einladung sowie zu Beginn jeder Sitzung hinge-
wiesen.

§19
Fraktionen und Gruppen

Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen und
Ratsherren, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewahlt wurden.

Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von Ratsfrauen und
Ratsherren, die aufgrund verschiedener Wahlvorschldge ihren Ratssitz erlangt haben. Zu
den Gruppen rechnen auch Zusammenschliisse von Fraktionen mit fraktionslosen Rats-
mitgliedern sowie mit anderen Fraktionen.

Ratsfrauen und Ratsherren diirfen nur einer Fraktion angehoren. Entsprechendes gilt fiir
die Zugehorigkeit zu den Gruppen.

Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen die kommunalverfassungs-
rechtlichen Rechte wahr.

Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine/einen
oder mehrere stellvertretende(n) Vorsitzende(n). Die Bildung einer Fraktion oder Gruppe
ist zur ersten (konstituierenden) Sitzung des Rates von der/dem Vorsitzenden der Fraktion
oder Gruppe der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister schriftlich oder elektronisch unter
Angabe des Namens der Fraktion oder Gruppe mitzuteilen, die/der die Ratsvorsitzen-
de/den Ratsvorsitzenden unterrichtet. Dabei sind neben der Bezeichnung der Fraktion
oder Gruppe die Namen der/des Vorsitzenden der Fraktion oder Gruppe, ihrer/ seiner
Stellvertreterin/Stellvertreter und aller der Fraktion oder Gruppe angehdrenden Ratsfrau-
en und Ratsherren anzugeben. Nach der ersten Ratssitzung sind Anderungen, die Auflo-
sung von Fraktionen und Gruppen sowie die Bildung weiterer Fraktionen oder Gruppen
in gleicher Weise der Biirgermeisterin/dem Biirgermeister schriftlich mitzuteilen, die/der
die Ratsvorsitzende/den Ratsvorsitzenden unterrichtet.

Die Bildung von Fraktionen oder Gruppen sowie Anderungen werden mit dem Eingang
der Anzeige nach Absatz 5 wirksam.



I1. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

§20
Geschiftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fiir den Geschéftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die Vorschrif-
ten des I. Abschnitts dieser Geschiftsordnung mit Ausnahme der §§ 11 und 17 entsprechend,
soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen dieser Geschéftsordnung
entgegenstehen.

§21
Einberufung des Verwaltungsausschusses

1. Die regelmiBige Ladungsfrist betrdgt vier Tage. In Eilfdllen kann diese Frist bis auf einen
Tag verkiirzt werden. Die Ladung muss ausdriicklich auf eine derartige Abkiirzung hin-
weisen. Einladung und Tagesordnung sind allen iibrigen Ratsmitgliedern nachrichtlich
zuzuleiten.

2. In dringlichen Féllen kann der Verwaltungsausschuss in einer Sitzungspause der Ratssit-
zung einberufen werden.

§22
Zusammenwirken der Ratsausschiisse mit dem Verwaltungsausschuss

Der Verwaltungsausschuss nimmt, soweit erforderlich, zu den Beratungsergebnissen der
Ratsausschiisse Stellung.

§23
Niederschrift des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung der Niederschrift liber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses wird
allen Ratsmitgliedern innerhalb von zwanzig Arbeitstagen nach jeder Sitzung im Ratsportal
zur Verfligung gestellt. Die Niederschriften sind vertraulich zu behandeln und zu verwahren.
Eine Missachtung dieser Vertraulichkeit wird mindestens mit einem Ordnungsgeld geahndet.

III. Abschnitt - Ausschiisse
§24
Bildung von Ausschiissen
1. Als Ausschiisse im Sinne der §§ 71 bzw. 73 NKomVG werden gebildet:
Ausschuss fiir Bauen,
Umweltausschuss,

Ausschuss fiir Wirtschaft, Tourismus und Verkehr,
Ausschuss fiir Haushalt, Finanzen und Stidtische Beteiligungen,

b=
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5. Ausschuss filir Schulen und Kindertagesstitten
6. Ausschuss fiir Soziales, Sport und Kultur,
7. Betriebsausschuss flir den Eigenbetrieb Technische Dienste Norderney (TDN).

2. Dem Umweltausschuss gehort zusétzlich ein Mitglied der hiesigen Natur- und Um-
weltschutzverbiande an; dieses ist von den Verbidnden zu benennen. Das zuséitzliche
Mitglied ist ausschlieBlich beratend tétig und hat kein Stimmrecht.

3. Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschiftsfiihrer der Staatsbad Norderney GmbH ge-
hort dem Ausschuss fiir Wirtschaft, Tourismus und Verkehr und dem Betriebsaus-
schuss flir den Technischen Eigenbetrieb Norderney (TDN) als zusétzliches Mitglied
(ohne Stimmrecht) an.

AuBerdem gehort dem Ausschuss ein(e) Vertreter/in der ortsansissigen Wirtschafts-
verbdnde (DEHOGA, Einzelhandelsverband, Ortshandwerkerschaft) als beratendes
Mitglied (ohne Stimmrecht) an. Dieses ist einschlieBlich eines evtl. Vertreters von den
Verbédnden zu benennen.

4. Die Ratsfrauen und Ratsherren behalten sich vor, weitere zusitzliche Mitglieder im
Sinne des § 71 Abs. 7 Satz 1 NKomVG in die Ausschiisse zu berufen.

5. Das Recht auf Anhérung gem. § 62 Abs. 2 NKomVG von Sachverstidndigen in den
Ausschiissen kann durch Antrag einer Ratsfraktion mit Mehrheit herbeigefiihrt wer-
den. Die sachverstdndige Person ist dann nach entsprechendem Beschluss zu der je-
weiligen Sitzung einzuladen.

§25
Geschiftsgang und Verfahren der Ausschiisse

Fiir den Geschéftsgang und das Verfahren der Ratsausschiisse sowie der Ausschiisse nach
besonderen Rechtsvorschriften gelten die Vorschriften des I. Abschnitts fiir den Rat ent-
sprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen dieser
Geschéftsordnung entgegenstehen.

Die Sitzungen der Ausschiisse sind grundsitzlich 6ffentlich. Ausschiisse konnen zu einer
nichtoffentlichen Sitzung geladen werden, wenn die Tagesordnung nur Beratungsgegen-
stande enthilt, die in nichtoffentlicher Sitzung zu verhandeln sind. Finden nicht 6ffentli-
che Sitzungen statt, finden der § 16 keine Anwendung. Ggf. ist eine Aufspaltung der Be-
ratungen in einen 6ffentlichen und einen nichtoéffentlichen Teil vorzunehmen.

Beratungen im Ausschuss flir Bauen und Umwelt, die im Zusammenhang mit Bauanfra-
gen und Bauantragen privater Bauherren stehen, erfolgen in nichtéffentlicher Sitzung. In
offentlicher Sitzung erfolgen Beratungen zu Bauantrigen und Bauvoranfragen privater
Bauvorhaben, wenn diese von besonderer stadtebaulicher Bedeutung sind. Dariiber ent-
scheidet der Ausschuss fiir Bauen und Umwelt mit einfacher Mehrheit. Der jeweilige
Bauherr ist vor der 6ffentlichen Beratung iiber diese Entscheidung zu unterrichten.

Die Ausschiisse sollen mindestens dreimal jahrlich, der Ausschuss fiir Schulen und Kin-
dertagesstétten mindestens zwei Mal jéhrlich, einberufen werden. Die Termine der Aus-
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schusssitzungen werden zu Beginn eines jeden Jahres fiir dieses vorausgeplant. § 1 Abs. 4
gilt entsprechend.

§ 26
Vertreterinnen und Vertreter der Ausschussmitglieder

Fiir jedes Mitglied des Verwaltungsausschusses ist eine Vertreterin oder ein Vertreter zu be-
stimmen. Die Vertreter einer Fraktion oder Gruppe sind untereinander zur Vertretung befugt.
Ist eine Fraktion oder Gruppe nur durch ein Mitglied im Verwaltungsausschuss vertreten, so
kann von ihr eine zweite Vertreterin oder ein zweiter Vertreter bestimmt werden.

IV. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§27
Aullerkraftsetzen der Geschiiftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss konnen fiir die Dauer einer Sitzung oder fiir einzelne
Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen dieser Geschiifts-
ordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer stimmberechtigten
Mitglieder beschliefen.

§28
Inkrafttreten
Diese Geschiftsordnung tritt sofort in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschéiftsordnung fiir den

Rat der Stadt Norderney, seine Ausschiisse und des Verwaltungsausschusses vom 01.11.2011
in der Fassung der 2. Anderung vom 23.11.2021 aufer Kraft.

Norderney, den 03. November 2026

STADT NORDERNEY

(Ulrichs)
Biirgermeister



	Geschäftsordnung
	Einberufung des Rates
	Abstimmung
	STADT NORDERNEY



